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HANSESTADT LÜNEBURG
DER OBERBÜRGERMEISTER

Vorlage-Nr.
VO/7859/18

01 - Büro des Oberbürgermeisters
Frau Doll Datum: 

28.05.2018

Antrag  
Beschließendes Gremium:
Rat der Hansestadt Lüneburg

Antrag "Pachterhöhung für Wohnwagensiedlung Wienebütteler Weg" (Antrag der 
AfD-Fraktion vom 23.05.2018, eingegangen am 24.05.2018)

Beratungsfolge:

Öffentl. Sitzungs- Gremium
Status datum

N 26.06.2018 Verwaltungsausschuss

Ö 28.06.2018 Rat der Hansestadt Lüneburg

Sachverhalt:
s. Antrag der AfD-Fraktion vom 23.05.2018, eingegangen am 24.05.2018

Beschlussvorschlag:

Finanzielle Auswirkungen:

Kosten (in €)
a) für die Erarbeitung der Vorlage: 16,00

aa)  Vorbereitende Kosten, z.B. Ausschreibungen, Ortstermine, etc.

b) für die Umsetzung der Maßnahmen:

c)  an Folgekosten:

d) Haushaltsrechtlich gesichert:

Ja
Nein
Teilhaushalt / Kostenstelle:  
Produkt / Kostenträger:
Haushaltsjahr:

e)  mögliche Einnahmen:
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Anlage/n:
Antrag der AfD-Fraktion vom 23.05.2018, eingegangen am 24.05.2018

Beratungsergebnis:
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stimmig

Mit
Stimmen-Mehrheit
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abweichende(r) Empf 
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Beteiligte Bereiche / Fachbereiche:





Stadtbaurätin       Lüneburg, den 20.06.2018 
         Tel.: 309 3160 
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Antrag der AfD-Fraktion vom 23.05.2018 zur Ratssitzung am 28.06.2018: 
Pachterhöhung für die Bauwagensiedlung am Wienebütteler Weg  
 
Die AfD-Fraktion im Rat der Hansestadt Lüneburg beantragte mit Antrag zur Ratssitzung am 
28.06.2018 die Erhöhung der Pacht für die Bauwagensiedlung zum nächstmöglichen 
Zeitpunkt von 900 € auf 4.500 € jährlich. 
 
Mit dem Verein Lebenswagen e.V. besteht ein Pachtvertrag aus 2010 mit einer Laufzeit vom 
01.10.2010 bis 31.12.2020. Die verpachtete Fläche von 9000 m² wurde als „Abstellplatz für 
Bauwagen und sonstige fliegende Bauten und Gartenland für eine alternative Wohn- und 
Lebensform“ überlassen. Über diese Laufzeit bis zum 31.12.2020 beträgt die jährliche Pacht 
900 €. Dies ist deutlich mehr als der Ackerlandpreis, der für diese Fläche bei 270 € im Jahr 
läge. 
 
Eine einseitige Pachtzinsanpassung ohne Zustimmung durch den Verein ist zum jetzigen 
Zeitpunkt aufgrund des bestehenden Vertrages nicht möglich, da mit dem Verein eine feste 
Laufzeit von 10 Jahren und 3 Monaten vereinbart worden ist. 
 
Der Verein ist allerdings mit der Bitte um vorzeitige Vertragsverlängerung an die Hansestadt 
herangetreten. Im Zusammenhang mit diesen Verhandlungen könnte auch über eine 
Anpassung des Pachtzinses verhandelt werden. 
 
Eine Verhandlung über eine Pachtzinsanpassung mit dem Verein im Zuge der beantragten 
vorzeitigen Vertragsverlängerung müsste sich an den allgemeinen Preisfindungsregularien 
orientieren. 
 
Die seitens der AfD-Fraktion im Ratsantrag vorgetragene Anhebung der Pacht auf 4.500 €, 
mithin entsprechend einer Erhöhung um 400 %, ist aus Sicht der Verwaltung im Rahmen 
einer o.g. Verhandlung mit dem Verein nicht durchsetzbar. 
Die Herleitung einer Pachtanhebung aufgrund der Heranziehung des Erbbaupreises ist nicht 
darstellbar. Der Erbbauzins orientiert sich am Bodenrichtwert, den es für die betroffene 
Fläche (Acker- und Grünland) nicht gibt.   
 
Im Rahmen einer Verhandlung mit dem Verein über eine vorzeitige Vertragsverlängerung 
werden verschiedene Varianten einer möglichen Pachtzinsanpassung mit dem 
Vertragspartner verhandelt und die Ergebnisse dazu im Verwaltungsausschuss vorgetragen. 
 
 
Im Original gezeichnet 
 
Gundermann 
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